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1 Festsetzung / Steuerbescheid

(siehe Skript ab Seite 9)

1.1 Wie werden die Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis dem Steuerpflichtigen gegenüber geltend gemacht?

· grundsätzlich durch einen Steuerbescheid

· Die Form ist grundsätzlich schriftlich

· Mußbestandteile

· erlassende Behörde

· Art und Höhe der festgesetzten Steuer

· Benennung des Steuerschuldners

· Sollbestandteile

· Rechtsbehelfsbelehrung (wegen Einspruchsfristen)

· Besteuerungsgrundlagen

1.2 Wie ist der Steuerbescheid dem Steuerpflichtigen bekanntzugeben?

· in der Regel durch einen einfachen Brief mit der Post

· Schriftstück gilt mit dem 3. Tag nach Aufgabe zur Post als zugegangen.

1.3 Wie kann die Steuerfestsetzung gestaltet werden?

1.3.1 Endgültige Festsetzung

· Dies ist der Normalfall

· Eine Korrektur dieser Festsetzung ist nur unter eingeschränkten Voraussetzungen möglich.

1.3.2 Festsetzung unter dem Vorbehalt der Nachprüfung

· Die Steuerfestsetzung kann später uneingeschränkt geändert werden (zum Beispiel, wenn noch eine Außenprüfung vorgesehen ist).

1.3.3 Vorläufige Steuerfestsetzung

· ...wenn bei Ergehen des Steuerbescheids Unklarheiten hinsichtlich eines Punktes bestehen.

· Der Steuerbescheid kann später nur noch hinsichtlich dieses strittigen Punktes geändert werden.

2 Das Rechtsbehelfsverfahren

(siehe Skript ab Seite 18)

2.1 Außergerichtliches Rechtsbehelfsverfahren – Der Einspruch

· Hat der Steuerpflichtige Bedenken gegen die in einem Steuerbescheid getroffenen Feststellungen, so kann er gegen diesen Bescheid vorgehen!

· Bevor er jetzt aber Klage beim Finanzgericht erheben muß, ist ein Vorverfahren beim betreffenden Finanzamt vorgesehen, der sogenannte Einspruch.

· Form:

· schriftlich, zur Niederschrift, durch Telegramm oder Facsimile

· Wo ist das Rechtsmittel anzubringen?

· Bei der Behörde, die den Verwaltungsakt erlassen hat.

· Frist zur Einreichung

· 1 Monat nach Bekanntgabe des Verwaltungsakt

· fand keine Rechtsbehelfsbelehrung statt, ist diese Frist 1 Jahr

· Wann ist ein Rechtsmittel möglich?

· ...wenn durch das erfolgreiche Rechtsmittel die Steuerschuld niedriger würde.

· Wer erledigt das Rechtsmittel?

· ...das Finanzamt, welches den angegriffenen Verwaltungsakt erlassen hat.

· Abschluß des außergerichtlichen Rechtsbehelfsverfahrens

· bei Stattgabe – durch geänderten Verwaltungsakt (Steuerbescheid)

· bei Nicht Stattgabe – durch Einspruchsentscheidung

· bei Teil Stattgabe - geänderter Verwaltungsakt plus Einspruchsentscheidung

2.2 Gerichtliches Rechtsbehelfsverfahren

· Ist der Steuerpflichtige mit der Einspruchsentscheidung nicht einverstanden, so kann er Klage beim zuständigen Finanzgericht erheben.

· Form und Frist gelten wie schon beim Einspruch

· Gegen das Urteil vom Finanzgericht kann Revision beim Bundesfinanzhof eingelegt werden.

· Liegt ein strittiger Sachverhalt vor, der gegen ein Grundrecht verstößt, so ist der Gang zum Bundesverfassungsgericht möglich.

3 Veranlagung

(siehe Skript ab Seite 32)

Wir unterscheiden hauptsächlich nach folgenden beider Veranlagungsformen. Es gilt jeweils diejenige Form, die im Veranlagungszeitraum irgendwann eingetreten ist. Einzige Ausnahme sind frisch verheiratete, sie werden im Jahr ihrer Trauung auch nach Einzelveranlagung besteuert (wie wenn die Hochzeit nicht schon genug Strafe wäre).

3.1 Einzelveranlagung

Folgende Personen werden nach der Einzelveranlagung besteuert:

· Ledige

· Verwittwete, jedoch darf noch ein Jahr nach dem Tod des Ehegatten nach Zusammenveranlagung besteuert werden.

· Geschiedene

· Verheiratet, aber getrennt lebend, seit Beginn des Veranlagungszeitraums.
3.2 Ehegatten- / Zusammenveranlagung

Folgende Bedingungen müssen erfüllt sein, um in den Genuß der Zusammenveranlagung zu kommen:

· nach bürgerlichem Recht wirksam verheiratet

· beide Ehegatten sind uneingeschränkt Einkommenssteuerpflichtig (keiner lebt im Ausland oder so)

· nicht dauernd getrennt lebend

Diese Personen haben jedes Jahr das Wahlrecht, ob sie nach Einzel- oder Zusammenveranlagung besteuert werden wollen. Bei der Zusammenveranlagung werden die Einkünfte beider Ehegatten zusammengefasst und nach der sogenannten Splitting Tabelle beseuert.

4 Abschreibung

(siehe Skript ab Seite 36)

4.1 Abschreibungsursachen

· technische Abschreibung

· wirtschaftliche Abschreibung

· Abschreibung durch Zeitablauf (Mietvertrag läuft aus...)

4.2 AfA bei beweglichen Wirtschaftsgütern

4.2.1 Lineare AfA

Die lineare Abschreibung ist die gleichmäßige Verteilung der Anschaffungs- und Herstellungskosten auf die Jahre der Nutzung. Hierbei entstehen gleiche Jahresbeträge. Sie darf sowohl bei unbeweglichen als auch bei beweglichen Wirtschaftsgütern angewandt werden.

4.2.2 Degressive AfA

Hierbei werden die Anschaffungs- und Herstellungskosten in fallenden Jahresbeträgen auf die Jahre der Nutzung verteilt. Der Abschreibungsprozentsatz darf jedoch höchstens das 3 fache des linearen Satzes, aber maximal 30% betragen. Beachte: Bei der degressiven Abschreibung ist keine aussergewöhnliche wirtschaftliche oder technische AfA möglich.

4.2.3 Leistungsmäßige AfA

Die Abschreibung wird anhand der Gesamtleistung eines Wirtschaftsgutes berechnet. Zum Beispiel kann dies die Fahrleistung eines KFZ sein. Es wird jährlich so viel abgeschrieben, wie das KFZ an Kilometern zurückgelegt hat. Es ist jedoch ein Nachweis der Jahresleistung notwendig und es ergeben sich schwankende Jahresbeträge.

4.2.4 AfA wegen aussergewöhnlicher wirtschaftlicher oder technischer Abnutzung

4.2.5 Sonder AfA

4.3 Welche Wirtschaftsgüter dürfen abgeschrieben werden?

Abgeschrieben werden dürfen alle Wirtschaftsgüter für alle 7 Einkunftsarten

· deren Nutzung der Erzielung von Einkünften dient

· deren Nutzung sich auf einen Zeitraum von mehr als einem Jahr erstreckt

· deren Nutzung einem Werteverzehr unterliegt (also keine unbebauten Grundstücke oder Gemälde)

4.4 Von welchem Wert darf abgeschrieben werden?

Die Afa richtet sich nach den Anschaffungs- und herstellungskosten

4.4.1 Anschaffungskosten

Anschaffungskosten = Kaufpreis + Nebenkosten

Die Nebenkosten beinhalten Posten wie zum Beispiel der Transport, die Frachtkosten, Grunderwerbsteuer, Eintrag ins Grundbuch, aber keinen laufenden Kosten wie Versicherungen etc.

Die Umsatzsteuer darf nur mit eingerechnet werden, wenn der Erwerber nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt ist.

Die Kosten bei bebauten Grundstücken müssen aufgeteilt werden, in nicht abnutzbaren Grund und Boden und in das abnutzbare Gebäude.

4.4.2 Herstellungskosten

Alle Kosten, wie Material, Lohn, Gehalt, die zur Herstellung eines Wirtschaftsguts benötigt werden. Siehe auch Kalkulation mit Materialeinzelkosten, Materialgemeinkosten, Fertigung........)

4.5 Was man sonst noch wissen sollte

Der Beginn der Abschreibung ist bei beweglichen Wirtschaftsgütern zeitanteilig. Sind sie zum Beispiel erst ein halbes Jahr im Betrieb, werden sie nur zur Hälfte abgeschrieben....

Bei geringwertigen Wirtschaftsgütern (unter 800 DM ohne Umsatzsteuer) habe ich eine Bewertungsfreiheit, solange sie einer Abnutzung unterliegen und länger als ein Jahr im Betrieb sind (Zum Beispiel eine Schreibmaschine für 500 DM). Diese Güter kann ich entweder normal abschreiben, oder sofort im ersten jahr komplett ansetzen.

Gebäude werden grundsätzlich mit 2% jährlicher Abschreibung belastet. Für Gebäude die Wohnzwecken dienen, darf ich auch degressive AfA anwenden. Es gibt hier noch weitere Unterscheidungen, nach dem Baujahr des Gebäudes, auf die ich aber nicht näher eingehen will (sowieso Belanglos)!

5 Betriebs- Vermögensvergleich

(siehe Skript ab Seite 47)

Der Betriebs- Vermögensvergleich wird bei den Einkunftsarten 1-3 zur Gewinnermittlung angewandt.

Betriebsvermögen (Eigenkapital) 31.12.dieses Jahr

./. 
Betriebsvermögen (Eigenkapital) 31.12.voriges Jahr

= 
Vermögensvermehrung

+ 
Privatentnahmen dieses Jahr

./.
Privateinlagen dieses Jahr

= 
Gewinn dieses Jahr

Zum Betriebs- Vermögensvergleich muß die Bilanz aufgestellt werden. Folgende Fragen ergeben sich hieraus:

5.1 Welche Wirtschaftsgüter sind vorhanden?

Dieses ergibt sich aus der Inventur.

5.2 Gehört das Wirtschaftsgut zum Betriebsvermögen?

Bei beweglichen Wirtschaftsgütern:

5.2.1 Mehr als 50% betriebliche Nutzung

Hierbei handelt es sich um notwendiges Betriebsvermögen, das zu 100% aktiviert wird. Die gesamten Aufwendungen werden als Betriebsausgaben erfaßt. Der nicht-betriebliche Teil der Kosten wird über die Privatentnahmen korrigiert.

5.2.2 Bei 10 – 50%iger betrieblicher Nutzung

In diesem Fall liegt gewillkürtes Betriebsvermögen vor. Es kann aktiviert werden (dann wird es behandelt wie ein betriebsnotwendiges Wirtschaftsgut), oder nicht aktiviert werden. In diesem Fall werden die anteilig betrieblich verursachten Kosten als Privateinlagen berücksichtigt.

5.2.3 Weniger als 10% betriebliche Nutzung

Es liegt notwendiges Privatvermögen vor, das nicht aktiviert werden darf. Die betrieblich verursachten Kosten werden als Privateinlagen erfaßt.

5.3 Bewertung – Mit welchem Wert ist das Wirtschaftsgut zu erfassen?

5.3.1 Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens die der Abnutzung unterliegen

Hier werden die Anschaffungskosten bzw. Herstellungskosten vermindert um die AfA, oder der niedrigere Teilwert angesetzt (Wahlrecht).

5.3.2 Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens die nicht der Abnutzung unterliegen

Hier werden die Anschaffungskosten bzw. Herstellungskosten, oder der niedrigere Teilwert angesetzt (Wahlrecht). Der spätere Ansatz eines wieder gestiegenen Teilwerts ist möglich. Jedoch gelten die Anschaffungskosten bzw. Herstellungskosten als Höchstgrenze.

5.3.3 Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens

Hier werden die Anschaffungskosten bzw. Herstellungskosten, oder der niedrigere Teilwert angesetzt (Niederstwertprinzip).

5.3.4 Verbindlichkeiten

Es wird der Rückzahlungsbetrag angesetzt. Bei ausländischer Währung gilt das Höchstwertprinzip.

5.3.5 Rückstellungen

Diese werden nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung angesetzt.

5.3.6 Entnahmen

Bei Entnahme von Gegenständen wird der Teilwert, bei Entnahme von Nutzungen, die Aufwendungen die im Betrieb entstanden sind angesetzt.

5.3.7 Einlagen

Bei der Einlage von Gegenständen wird der Teilwert, bei Einlage von Nutzungen, die privat entstandenen Aufwendungen angesetzt.

6 Die Einkunftsarten 4 und 6

Diese Einkunftsarten sind keine Gewinneinkünfte, wie bisher behandelt, sondern sogenannte Überschußeinkünfte. Diese ermittelt man durch saldieren der Einnahmen und der Werbungskosten.

- Einnahmen:
Wirtschaftsgüter, die in Geld oder Geldwert bestehen und im Rahmen einer Überschußeinkunftsart zugeflossen sind.

- Werbungskosten:
Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der Einnahmen. Es sind zielgerichtete Ausgaben innerhalb der Einkunftsart. 


6.1 Einkunftsart 4: Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit

   Arbeitslohn

./. 
Werbungskosten (tatsächliche oder Pauschale von 2000 DM)

= 
Einkünfte

Die Einkünfte dürfen aber zu keinem negativen Betrag führen.

6.1.1 Was zählt alles zum Arbeitslohn?

6.1.1.1 Arbeitslohn

· Lohn, Gehalt, Tantiemen, Gratifikation, Provision

· Sachbezüge, die zu geldwerten Vorteilen führen, wie zum Beispiel verbilligte Kost und Wohnung oder verbilligte Waren und Dienstleistungen.

6.1.1.2 Zuwendungen bei Betriebsveranstaltungen

· Veranstaltungen auf betrieblicher Ebene, wie eintägige Betriebsausflüge, Weihnachtsferien, Jubiläumsfeiern, die pro Person und je Veranstaltung über 200 DM kosten, werden dem Arbeitslohn zugerechnet.

· Es ist auch eine Ermittlung der Lohnsteuer mit einem Pauschalsatz von 25% möglich.

· Übliche Zuwendungen bei solchen Veranstaltungen sind zum Beispiel Speisen, Getränke, Eintrittskarten...

· Zuwendungen an den Ehegatten sind dem Arbeitnehmer zuzuschreiben.

6.1.1.3 Bezug von Waren und Dienstleistungen

Waren und Dienstleistungen sind zu versteuern, wenn folgende Gleichung gilt:


Der um 4% geminderte Endpreis am Abgabeort

./.
Zahlung des Arbeitnehmers für die Ware

=
mehr als 2400 DM im Kalenderjahr (Freibetrag)

6.1.1.4 Überlassung von freier bzw. verbilligter Kost und Wohnung

· Bei der unentgeltlichen oder verbilligten Überlassung einer Unterkunft, handelt es sich um eine Dienstleistung.

· Bei der unentgeltlichen oder verbilligten Überlassung von Verpflegung, handelt es sich um eine Ware.

Vermietet der Arbeitgeber ansonsten die Wohnung an Fremde (Hotelgewerbe), oder stellt der Arbeitgeber die Verpflegung auch für Fremde bereit, gilt der vorherige Punkt zu Bezug von Waren und Diensleistungen.

6.1.1.5 Gestellung von Kraftwagen

Es gibt 2 Möglichkeiten, die private Nutzung zu versteuern:

· Der private Nutzungswert wird mit monatlich 1% des KFZ Listenpreises angesetzt. Darf das KFZ auch zwischen Wohnung und Arbeitsstätte benutzt werden, erhöht sich der Wert je Entfernungskilometer um 0,03%.

· Der Arbeitgeber kann den tatsächlichen privaten Nutzungswert anhand von Belegen (Fahrtenbuch) ansetzen.

6.1.1.6 Zuschüsse für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte

Dieser Zuschuß kann vom Arbeitgeber pauschal mit 15% besteuert werden. Der pauschal versteuerte Zuschuß mindert beim Arbeitnehmer die abzugsfähigen Werbungskosten. 

6.1.1.7 Typische Berufskleidung

· wird diese vom Arbeitgeber kostenlos oder verbilligt überlassen, so liegt kein steuerpflichtiger Sachbezug vor.

· Wird diese vom Arbeitnehmer angeschafft, so liegen Werbungskosten vor.

· Um Kleidungsstücke als Werbungskosten ansetzen zu können müssen sie nahezu ausschließlich für berufliche Zwecke verwendet werden können. (Also der Anzug beim Abteilungsleiter geht nicht!)

6.1.1.8 Steuerfreiheit von Zuschlägen für Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit 

Die Zuschläge dürfen jedoch bestimmte Prozentsätze nicht überschreiten.

6.1.2 Was zählt zu den Werbungskosten?

6.1.2.1 Aufwendungen für Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte

· Bei der Benutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln sind die tatsächlichen Kosten abzugsfähig.

· Bei der Benutzung des PKW sind 0,70 DM je Entfernungskilometer abzugsfähig.

6.1.2.2 Beiträge zu Berufsverbänden

6.1.2.3 Mehraufwand wegen doppelter Haushaltsführung

6.1.2.4 Reisekosten

Aufwendungen, die durch eine Dienstreise verursacht werden. Bei Benutzung des PKW sind 0,52 DM je Kilometer abzugsfähig.

6.1.2.5 Fortbildungskosten

Aufwendungen, die getätigt werden, um die beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten zu erhalten, zu erweitern, oder der Entwicklung der Verhältnisse anzupassen.

6.1.2.6 Umzugskosten

Die Aufwendungen sind abzugsfähig, wenn der Umzug beruflich veranlaßt ist, oder sich die tägliche Wegezeit erheblich verkürzt.

6.1.2.7 Aufwendungen für Arbeitsmittel, die ausschließlich der Berufsausübung dienen

· Fachbücher, Fachzeitschriften, Werkzeuge, Computer, ....

· Bei nicht geringwertigen Wirtschaftsgütern muß ich die Abschreibung beachten.

· Es ist jeweils zu beweisen, daß ich die Arbeitsmittel nicht auch für private Zwecke nutze.

6.1.2.8 Arbeitszimmer

Nur wenn es ausschließlich beruflich genutzt wird. Hier wird geschaut, wie viele Quadratmeter die Wohnung und das Arbeitszimmer hat, und wie viele Familienmitglieder in der Wohnung wohnen.

6.1.2.9 Telefonkosten

Aufwendungen für berufliche Gespräche mit einem privaten Telefon. Hier können auch anteilig die Grundgebühr, sowie die Kosten der Telefonanlage mit eingehen.

6.1.2.10 Kontoführungsgebühren

Ohne Einzelnachweis der einzelnen Gebühren wird eine Pauschale von 30 DM anerkannt.

6.2 Einkunftsart 6: Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung

Ermittlung der Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung:


Einnahmen (Miete, Nebenleistungen, öffentliche Mittel)

./. 
Werbungskosten (AfA, Erhaltungsaufwand, Geldbeschaffungskosten, Müllabfuhr...)

=
Einkünfte

Beträgt die Miete weniger als 50% der ortsüblichen Miete, werden die Werbekosten nur mit dem entsprechenden Teilwert der gesamten Werbungskosten angesetzt.

Einkünfte = Mietwert ./. anteilige Werbungskosten

6.2.1 Einnahmen

· Nicht erfaßt wird die Vermietung von beweglichem Vermögen

6.2.2 Werbungskosten

....können alle Aufwendungen sein, die mit dem Erwerb, der Bewirtschaftung und der Erhaltung des Objekts zusammenhängen.

6.2.2.1 Schuldzinsen

Schuldzinsen, die im Zusammenhang mit der Vermietung beziehungsweise Verpachtung anfallen.

6.2.2.2 Geldbeschaffungskosten

6.2.2.3 Erhaltungsaufwand

· Aufwendungen für die Instandhaltung

· Ist es Herstellungsaufwand, jedoch kleiner als 4000 DM, läßt sich dieser auch sofort abschreiben.

6.2.2.4 Abschreibung

7 Einkunftsart 7: sonst. Einkünfte, speziell Spekulationsgeschäfte

(siehe Skript ab Seite 78)

Spekulationsgeschäfte

· private Vermögensgewinne (Veräußerungspreis ./. Anschaffungs- Herstellungskosten ./. Werbungskosten)

· Voraussetzung: Zeitraum zwischen kauf und Verkauf

· bei Grundstücken nicht mehr als 10 Jahre

· bei anderen Wirtschaftsgütern (zum Beispiel Wertpapiere) nicht mehr als ein Jahr.

· 1000 DM Freibetrag pro Kalenderjahr

· Verluste können nur bis zur Höhe von Spekulationsgewinnen ausgeglichen werden.

8 Umsatzsteuer

(siehe Skript ab Seite 94)

8.1 Steuergegenstand

· Lieferungen und sonstige Leistungen, die ein Unternehmer im Inland gegen Entgelt im Rahmen seines Unternehmens ausführt.

· Eigenverbrauch im Inland

· Einfuhr von Gegenständen (Einfuhrumsatzsteuer)

· Der innergemeinschaftliche Erwerb im Inland gegen Entgelt

8.2 Steuerbare Umsätze

8.2.1 Lieferung

Eine Lieferung liegt vor, wenn der Unternehmer jemandem die Verfügungsmacht (i.d.R. bürgerlich rechtliche Eigentumsübertragung) an einem Gegenstand verschafft.

8.2.2 Sonstige Leistungen

Sind alle Leistungen die keine Lieferung sind! Zum Beispiel Handwerkerleistung oder Vermietungsleistung.

8.2.3 Unternehmer

Unternehmer ist, wer eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit selbständig ausübt.

8.2.4 Inland

8.2.5 Gegen Entgelt (Leistungsaustausch)

Der Leistung muß ein Entgelt gegenüberstehen.

8.2.6 Im Rahmen des Unternehmens

Die gesamte gewerbliche oder berufliche Tätigkeit eines Unternehmers.

8.2.7 Eigenverbrauch

8.2.8 Einfuhr

8.2.9 Innergemeinschaftlicher Erwerb

Erwerb innerhalb der EU.

Wurde die Steuerfreiheit bejaht (siehe obige Punkte), muß geprüft werden, ob die Lieferung oder sonstige Leistung steuerpflichtig oder steuerfrei ist:

8.3 Steuerfreie Umsätze

Es gibt der Arten von Steuerbefreiungen:

8.3.1 Steuerfreie Umsätze mit Vorsteuerabzug

8.3.1.1 Ausfuhrlieferung

Unternehmer befordert den Gegenstand der Lieferung in das Drittlandsgebiet.

8.3.1.2 Innergemeinschaftliche Lieferung

Ein Unternehmen im Inland tätigt eine Lieferung an ein Unternehmen in einem anderen Mitgliedstaat.

8.3.1.3 Grenzüberschreitende Güterbeforderung

8.3.1.4 Die Vermittlung der grenzüberschreitenden Beförderung von Personen mit Luftfahrzeugen oder Seeschiffen

8.3.1.5 Die Vermittlung von Umsätzen die ausschließlich im Drittlandsgebiet bewirkt werden

8.3.2 Steuerfreie Umsätze ohne Vorsteuerabzug

8.3.2.1 Umsätze der Tätigkeit als Arzt, Heilpraktiker und ähnliche heilberufliche Tätigkeiten

8.3.2.2 Umsätze folgender Einrichtungen des Bundes, Landes, der Gemeinden

Theater, Orchester, Museen, Tierparks, Büchereien....

8.3.3 Steuerfreie Umsätze ohne Vorsteuerabzug mit der möglichkeit zum Verzicht auf die Steuerbefreiung

· Dies wird hauptsächlich zur Wahrung des Vorsteuerabzuges genutzt.

· Diese Option ist nur möglich, wenn der Umsatz an einen anderen Unternehmer für dessen Unternehmen erbracht wird.

8.3.3.1 Umsätze, die unter das Grunderwerbssteuergesetz fallen

8.3.3.2 Vermietung und Verpachtung von Grundstücken

8.3.3.3 Gewährung, Vermittlung und Verwaltung von Krediten

8.3.3.4 Umsätze von gesetzlichen Zahlungsmitteln

8.4 Bemessungsgrundlage

· Bei Lieferungen und sonstigen Leistungen das Entgelt

· Bei Gegenstands-Eigenverbrauch: Einkaufspreis / Selbstkosten, bzw. Wiederbeschaffungskosten

· Beim Leistungs-eigenverbrauch: entstandene Kosten

· Beim Aufwendungs-eigenverbrauch: nicht abzugsfähige Betriebsausgaben

8.5 Steuersatz

· Regelsteuersatz: 16% der Bemessungsgrundlage

· Ausnahme: 7% der Bemessungsgrundlage bei:

8.5.1 Nahrungsmittel 

Diese Gegenstände vor allem Nahrungsmittel sind alle in einem Verzeichnis aufgelistet. Nahrungsmittel die zum Verzehr an Ort und Stelle (Gaststätte) gedacht sind, werden mit 16% besteuert.

8.5.2 Leistungen der Zahntechniker

8.5.3 Beförderung mit Kraftfahrzeugen im Linienverkehr

8.6 Vorsteuer / Vorsteuerabzug

Der Unternehmer kann die ihm in Rechnung gestellte Umsatzsteuer als Vorstuer geltend machen, wenn:

· diese in einer Rechnung gesondert ausgewiesen ist ( Ausnahme: Rechnungen über Kleinbeträge <200DM)

· sie für eine Lieferung oder sonstige Leistung erhoben wird.

· Sie von einem anderen Unternehmer erhoben wird.

· Die Lieferung oder sonstige Leistung für sein Unternehmen ausgeführt wurde.


